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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 369. Sitzung am 9. Juli 1971 be- 
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 18. Juni 1971 
verabschiedeten 


Zweiten Gesetz zur Änderung des Bundes- 
Seuchengesetzes 

— Drucksachen VI/ 1568, VI /2 176 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Koschnick 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 18. Juni 1971 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Koschnick 
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Drucksache VI/2417 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Zweiten Gesetz zur Änderung des Bundes-Seuchengesetzes 


1. Zu Artikel 1 Nr. 3 und 4 (§§ 49, 49 a, 49 b, 49 c) 
Die Nummern 3 und 4 sind zu streichen. 

Begründung 

Die vorgesehene Änderung des § 49 und die Ein- 
fügung der §§ 49 a bis c Bundes-Seuchengesetz 
enthalten für die ersten 6 Wochen keine Höchst- 
grenze für die Entschädigung des Verdienstaus- 
falles. Dadurch sind die auf die Länder treffenden 
finanziellen Auswirkungen nicht abzusehen, wie 
bereits in Buchstabe D Satz 2 des Vorblatts der 
BT-Drucksache VI/2176 richtig festgestellt wurde. 
Eine Schätzung der finanziellen Belastung ist 
insbesondere deswegen ausgeschlossen, weil 
häufig gerade selbständige Berufstätige oder 
Gewerbetreibende in den Genuß der Verdienst- 
ausfallentschädigung kommen. Die Anrufung des 
Vermittlungsausschusses ist auch wegen der 
nicht unbedenklichen Mitwirkung des einzelnen 
Arbeitgebers beim Vollzug des BSeuchG ver- 
anlaßt (§ 49 Abs. 4). 

2. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 52 Abs. 1 Satz 2) 

ln Artikel 1 Nr. 5 ist in § 52 Abs. 1 Satz 2 vor 
den Worten „Erreger, die von" einzufügen das 
Wort „diese". 


Begründung 

Der Gesundheitsschaden soll nur dann als Impf- 
schaden anerkannt werden, wenn er durch die 
Erreger, mit denen die Impfung erfolgt ist, ent- 
standen ist. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 60 Abs. 1, § 61 Abs. 1) 

a) In Artikel 1 Nr. 9 ist § 60 Abs. 1 wie folgt 
zu fassen: 

„(1) Die nach den §§ 49 und 57 zu zahlen- 
den Entschädigungen sind unpfändbar; § 850 b 
Abs. 2 und 3 der Zivilprozeßordnung gilt ent- 
sprechend." 

b) In Artikel 1 Nr. 9 ist § 61 Abs. 1 wie folgt 
zu fassen: 

„(1) Für Streitigkeiten über Entschädi- 
gungsansprüche nach den §§ 49 und 57 ist 
der ordentliche Rechtsweg gegeben." 

Begründung zu a) und b) 

Folge der Streichung des Artikels 1 Nfr. 3 und 4. 
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